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Der Bundesminister für Wirtschaft 

I C 1 - 02 11 30 


Bonn, den 30. Mai 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr, ; Regionale Wirtschaftsförderung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Varelmann, Erpen- 
beck, Franke (Osnabrück), Dr. Huys, Dr. Ritz und Ge- 
nossen 

- Drucksache V/4175 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Namen der Bundes- 
regierung wie folgt: 

1. In weichem Ausmaß wurde das regionale Förderungsprogramm 
der Bundesregierung in den vergangenen Jahren durch eigene 
Programme finanzstarker Länder und steuerkräftige Städte ge- 
stört und lassen sich solche Sonderprogramme mit dem Grund- 
satz vereinbaren, im gesamten Bundesgebiet möglichst gleich- 
mäßige Lebensverhältnisse und harmonisches Wirtschaftswachs- 
tum zu schaffen und zu erhalten? 

Das Regionale Förderungsprogramm der Bundesregierung stellt 
finanzielle Hilfen bereit zur Verbesserung der Wirtschaftsstruk- 
tur im Zonenrandgebiet, in den nach bundeseinheitlichen Krite- 
rien abgegrenzten Bundesausbaugebieten und in den Bundes- 
ausbauorten. Die Landesregierungen, die nach dem Grundgesetz 
für die regionale Wirtschaftsförderung primär zuständig sind, 
führen die einzelnen Förderungsmaßnahmen unter Beachtung 
der Bundesrichtlinien durch. Sie ergänzen die Bundeshilfen mit 
Mitteln des jeweiligen Landeshaushaltes, die zusätzlich in die 
Bundesfördergebiete, aber auch in andere, aus der Sicht der 
Landesregierung förderungsbedürftige Räume fließen. Die kom- 
munalen Förderungsmaßnahmen beschränken sich auf die Be- 
reitstellung günstigen Industriegeländes und auf den Ausbau 
der kommunalen Infrastruktur. In den Bundesfördergebieten er- 
halten die im allgemeinen finanzschwächeren Gemeinden für 
diese Maßnahmen Zuschüsse bis zu 60 Vo der Kosten aus dem 
Regionalen Förderungsprogramm, damit sie in ihren Leistungen 
hinter den Möglichkeiten steuerkräftiger Städte nicht Zurück- 
bleiben. 
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Ein Vergleich der Vergaberichtlinien des Bundes und der Länder 
führt zu dem Ergebnis, daß die Spitzenpräferenz, die bei Hilfen 
für die Schaffung neuer Arbeitsplätze den Bundesfördergebieten 
eingeräumt werden muß, durch die ergänzenden Maßnahmen 
der Länder und Kommunen im allgemeinen nicht beeinträchtigt 
wird. Diese Maßnahmen sind demgemäß nicht unvereinbar mit 
dem Grundsatz, im gesamten Bundesgebiet möglichst gleich- 
mäßige Lebensverhältnisse zu schaffen und ein harmonisches 
Wirtschaftswachstum zu gewährleisten. Infolge der Eigenstän- 
digkeit der Länder und Kommunen ist es der Bundesregierung 
nicht möglich anzugeben, ob und gegebenenfalls in welchem 
Ausmaß einzelne Förderungsfälle zu einer Störung des Regio- 
nalen Förderungsprogramms geführt haben. 

Um eine noch bessere Abstimmung aller Förderungsmaßnahmen 
in der Bundesrepublik zu gewährleisten, hat der erweiterte Kon- 
junkturrat der öffentlichen Hand am 30. Januar 1969 entspre- 
chende Grundsätze gebilligt, die hier als Anlage beigefügt sind. 
Demselben Ziel soll künftig die Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" dienen, deren 
gesetzliche Regelung derzeit im Deutschen Bundestag beraten 
wird. 


2. Hält es die Bundesregierung für vertretbar, öffentliche Aufträge 
an Unternehmen in Ballungszentren der Wirtschaft zu vergeben, 
die dafür ausländische Arbeitskräfte einstellen müssen, während 
Firmen in den wirtschaftsschwächeren Räumen und in den 
Zonenrandgebieten diese Aufträge bei vergleichbaren Preisen 
und Qualitäten mit deutschen Arbeitskräften erfüllen könnten, 
und wird sie sicherstellen, daß wenigstens bei Aufträgen des 
Bundes darauf geachtet wird, daß sie in die Bundesförderungs- 
gebiete vergeben werden, wenn sonst in den Ballungsgebieten 
die Einstellung weiterer ausländischer Arbeitskräfte notwendig 
wird? 

Die Bundesregierung hat für Berlin und das Zonenrandgebiet 
eine Vorzugsstellung bei der Vergabe öffentlicher Aufträge ge- 
schaffen, die im Jahre 1968 durch die Einführung des sogenann- 
ten Eintrittsrechtes und eine Verbesserung der Mehrpreisstaffel 
weiter ausgebaut wurde. Damit ist der Wirtschaft dieser durch 
die Teilung Deutschlands besonders betroffenen Gebiete die 
Chance gegeben, bei vergleichbaren Qualitäten selbst im Falle 
geringfügig höherer Preise mit ihrem Angebot zum Zuge zu 
kommen. 

Abgesehen von dieser wirksamen Vergünstigung hat die Wirt- 
schaft in den Bundesfördergebieten um so eher die Möglichkeit, 
den Preiswettbewerb um öffentliche Aufträge zu ihren Gunsten 
zu entscheiden, als Kapazitätsverknappungen in den Ballungs- 
räumen dort zwangsläufig zu höheren Angebotspreisen führen. 
Nach Auffassung der Bundesregierung gewährleistet also das 
praktizierte Vergabesystem bei öffentlichen Aufträgen, daß sich 
in den Bundesfördergebieten verfügbare Kapazitätsreserven in 
einem entsprechend steigenden Anteil am gesamten Auftrags- 
volumen niederschlagen werden. 
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3. Reichen die derzeitigen Maßnahmen der regionalen Wirtschafts- 
förderung angesichts des starken Geburtenüberschusses in die- 
sen wirtschaftsschwachen Gebieten aus, um die zur Verhütung 
der Abwanderung und zur gleichmäßigen Vollbeschäftigung not- 
wendige Expansion der Wirtschaft in den Bundesförderungs- 
gebieten zu ermöglichen? 


Die Bundesregierung hält die derzeitigen Maßnahmen der regio- 
nalen Wirtschaftsförderung noch nicht für ausreichend. Die Er- 
fahrungen der Rezession der Jahre 1966/67 haben deutlich wer- 
den lassen, wie notwendig es ist, die regionale Wirtschaftsförde- 
rung noch wirksamer zu gestalten. Die Bundesregierung hat 
dazu bereits die entsprechenden Schritte eingeleitet. Im Rahmen 
zusätzlicher Investitionsprogramme wurden 1967 und 1968 er- 
hebliche Hilfen für den verstärkten Ausbau der Infrastruktur in 
die Bundesfördergebiete gelenkt. In den „Vorschlägen zur Inten- 
sivierung und Koordinierung der regionalen Strukturpolitik“ 
hat das Bundeswirtschaftsministerium im Herbst 1968 die not- 
wendigen Schritte aufgezeigt, um eine rasche und durchgrei- 
fende Verbesserung der Situation wirtschaftsschwacher Räume 
zu erzielen. Hinsichtlich der Verwirklichung dieser Vorschläge 
ist derzeit folgender Stand erreicht: 

— Aus Mitteln des Binnenwirtschaftlichen Anpassungspro- 
gramms (vgl. Jahreswirtschaftsbericht 1969 der Bundesregie- 
rung, Ziffer 77) wurden die für das Regionale Förderungspro- 
gramm 1969 verfügbaren Haushaltsmittel um 150 Mio DM 
auf 323 Mio DM aufgestockt. Bei der Fortschreibung und An- 
passung der mehrjährigen Finanzplanung des Bundes ist 
noch zu prüfen, in welcher Höhe eine Aufstockung des Regio- 
nalen Förderungsprogramms in den folgenden Jahren mög- 
lich ist. 

— Die Richtlinien des Regionalen Förderungsprogramms wur- 
den erheblich verbessert. Die früher übliche Förderung mit 
zinsgünstigen Krediten wurde vollständig durch die wirk- 
samere Zuschußförderung ersetzt. Die Höchstsätze der Inve- 
stitionsanreize für gewerbliche Produktionsbetriebe wurden 
flexibler gestaltet, wobei heute die Spitzenpräferenz für 
zwölf Orte im Zonenrandgebiet 25 ^Vo Verbilligung der Inve- 
stitionskosten beträgt. Die Zuschüsse für kommunale Infra- 
strukturmaßnahmen wurden stark erhöht und die Förderung 
des Erwerbes sowie der Vorratserschließung von Industrie- 
gelände in den regionalen Schwerpunkten zusätzlich 
ermöglicht. 

— Mit der vorgesehenen steuerfreien Investitionszulage, die 
in den Bundesfördergebieten für die Ansiedlung und Erwei- 
terung gewerblicher Betriebe in Höhe von lO^'o der ab 
1. Januar 1969 vorgenommenen Investitionskosten gewährt 
werden soll, erhält die regionale Wirtschaftsförderung ein 
wirksames neues Instrument. Der Deutsche Bundestag berät 
derzeit über den entsprechenden Gesetzentwurf der Bundes- 
regierung. 
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Alle Hilfen des Bundes und der Länder für die Bundes- 
fördergebiete werden künftig in Regionalen Aktionspro- 
grammen zusammengefaßt und auf fünf Jahre projektiert 
(vgl. Jahreswirtschaftsbericht 1969 der Bundesregierung, 
Ziffer 73). Diese Programme werden derzeit von den Ländern 
erarbeitet; die Regionalen Aktionsprogramme für Eifel/ 
Hunsrück und für Schleswig/Dithmarschen sind schon in 
Kraft. Mit dieser modernen Planungstechnik, insbesondere 
durch stärkere Konzentration der Hilfen auf ausgewählte, 
entwicklungsfähige Schwerpunkte, versprechen sich Bund 
und Länder eine erhebliche und steigende Effizienz der ver- 
fügbaren Mittel. 


Schiller 
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Anlage 


Grundsätze für die Abstimmung der Förderungsmaßnahmen 

des Bundes, der Länder und Gemeinden in der regionalen und 

sektoralen Strukturpolitik 

1. In der regionalen und sektoralen Strukturpolitik wirken 
Bund und Länder eng zusammen. Die Förderung von Bund 
und Ländern ist aufeinander abzustimmen. Die sich dabei 
ergebenden Gewichte und Dringlichkeiten der regional- 
politischen Aufgaben sind von Bund und Ländern zu 
beachten. 

Die Gemeinden und Gemeindeverbände wirken im Sinne 
dieser Grundsätze mit. 

Die Regionalen Aktionsprogramme im Zonenrandgebiet und 
in den Bundesausbaugebieten dienen diesem Ziel. 

2. Nach den Sonderfällen Berlin und Zonenrandgebiet, deren 
Förderung überwiegend nach politischen Gesichtspunkten 
fixiert werden muß, sollte die höchste Förderungspräferenz 
in den übrigen Teilen der Bundesrepublik den Bundesaus- 
baugebieten und diesen gleichzusetzenden Gebieten Vorbe- 
halten bleiben. Ähnliche Präferenzen in wirtschaftlich stärker 
entwickelten, aber von den Folgen des Strukturwandels hart 
betroffenen oder bedrohten Räumen, sind nur als befristete 
Regelungen vertretbar und sollten möglichst schnell wieder 
abgebaut werden. 

3. Notwendige Förderungsmaßnahmen außerhalb der vorge- 
nannten Gebiete sollen so betrieben werden, daß sie den 
Maßnahmen der regionalen Strukturpolitik für die Bundes- 
förderungsgebiete nicht zuwiderlaufen. 

4. Bund und Länder geben sich gegenseitig Auskunft. 

5. Sektorale Strukturmaßnahmen sind so zu gestalten, daß sie 
das regionale Präferenzsystem nicht beeinträchtigen und 
nach Möglichkeit zusätzliche regionale Förderungseffekte 
bewirken. 

6. Die Verlagerung von Betrieben aus Berlin, dem Zonenrand- 
gebiet und den Bundesausbaugebieten und diesen gleichzu- 
setzenden Gebieten, soll grundsätzlich nicht gefördert wer- 
den. Ist in Ausnahmefällen beabsichtigt, die Verlagerung 
aus den in Satz 1 genannten Gebieten in ein anderes Bundes- 
land zu fördern, so ist das abgebende Land vorher zu hören. 
Dies gilt nicht für die Neugründung (Expansion) von Be- 
triebsstätten, soweit sie nicht im Zusammenhang mit einer 
Verlagerung steht. 
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Bei den konjunkturpolitischen Maßnahmen sind die Erfor- 
dernisse der regionalen und sektoralen Strukturpolitik zu 
berücksichtigen. Konjunkturbedingte Investitionsprogramme 
sollen nach Möglichkeit strukturpolitisch wichtige Investitio- 
nen bevorzugen; konjunkturdämpfende Maßnahmen sollen 
nicht auf strukturpolitisch wichtige Maßnahmen angewendet 
werden. 
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